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4.2.1   […] Die Verfassung bildet keine Einheit, sondern oft 

eine historisch gewachsene Struktur punktueller, nicht immer 

bewusst verbundener und aufeinander abgestimmter 

Prinzipien, Garantien und Aufträge. Solange der 

Verfassungsgeber einer einzelnen Norm nicht ausdrücklich 

Vorrang einräumt, ist auslegungsmässig grundsätzlich von 

einer Gleichwertigkeit der Regelungen auszugehen […]. Die 

Verfassung ist neben dem bei der Auslegung des einfachen 

Gesetzesrechts anzuwendenden Methodenpluralismus […] mit 

Blick auf die Strukturprinzipien, die Völkerrechtskonformität 

und eine minimale Einheit zu interpretieren […]. Sie soll ein 

Mindestmass an Widerspruchsfreiheit aufweisen, weshalb 

einzelne Bestimmungen nicht ausschliesslich im Sinne von 

Initianten […] – isoliert und punktuell betrachtet – verstanden 

werden können. 

 

4.2.2   Die Verfassungsinterpretation ist einem möglichst 

schonenden Ausgleich der verschiedenen Verfassungs- und 

Grundrechtsinteressen verpflichtet; sie soll praktische 

Konkordanz schaffen […]. Dass eine Verfassungsbestimmung 

absolut gelten und im Einzelfall keiner Abwägung mit anderen 

Interessen zugänglich sein soll, ist zwar nicht ausgeschlossen 

(BGE 138 II 281 E. 6.2 [wonach Art. 78 Abs. 5 BV „dem 

Schutz von Mooren und Moorlandschaften absoluten 

Vorrang“ einräumt] mit Hinweisen); […]). Dies ist aber nicht 

leichthin anzunehmen, erst recht nicht, wenn eine 

Verfassungsnorm in Widerspruch zu grundrechtlichen 
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Ansprüchen gerät, welche in für die Schweiz verbindlichen 

Menschenrechtspakten garantiert sind […]. 


